
Bepflanzung wichtig für Rochusplatz 
Der Hanauer FDP-Chef und Groß -
auheimer Dr. Ralf-Rainer Piesold 
hat sich Gedanken zu den Planun-
gen für die Neugestaltung des 
Rochusplatzes gemacht und erin-
nert an die Historie: 

 
Wenn man die Fotografie, 

die mein Vater Anfang der 
50er Jahre vom Rochusplatz 
anfertigte (siehe Bild), heute 
betrachtet, stellt man einen 
erheblichen Unterschied zu 
den späteren Lösungen der 
Platzgestaltung fest. Neben 
dem Kreuz mit den zwei Pap-
peln war der Platz insbeson-
dere durch einen großen Soli-
tärbaum geprägt. 

Wie wichtig ein entspre-
chender Baumbewuchs für 
die Platzgestaltung ist, kann 
man bei der Betrachtung des 
nun über 60 Jahre alten Fotos 
erahnen. Neben dem histori-
schen Kreuz war der Baum 
das zentrale Element der 
Platzgestaltung. Dieser Baum 
fiel in den frühen 60er Jahren 
der Neugestaltung des Plat-
zes zum Opfer, da man einer-

seits dem Platz eine andere 
Funktion zukommen lassen 
wollte, und andererseits der 
Wert von Solitärbäumen als 
platzbestimmende Kompo-
nente und Naturdenkmäler 
nicht mehr hoch eingestuft 
wurden. 

Es entstand ein Umdenken 
in der Platzgestaltung, wie 
dies Aufnahmen aus den 
60er Jahren dokumentieren. 
Der Platz wurde durch die 
Fällung des Solitärbaumes 
entgrünt, während die Grup-
pe der beiden Bäume rechts 
und links des Rochuskreuzes 
noch stehen blieb. Diese wur-
den später ebenfalls entfernt. 
Der Platz wurde zu einer Frei-
f läche umgewandelt, die 
durch die Präsentation der 
berühmten Pinguin-Skulptu-
rengruppe des Großauhei-
mer Künstlers August Gaul 
aufgewertet werden sollte. 

In den 70er Jahren folgte 
die Aufstellung der ebenso 
bekannten Skulptur der Lö-
win des gleichen Künstlers, 
die sogar während der Ge-

bietsreform von 1974 zeitwei-
se eine politische Funktion 
einnahm, als besorgte Groß -
auheimer Bürgerinnen und 
Bürger diese aus Protest ge-
gen die Gebietsreform einge-
zäunt hatten. Beide wertvolle 
Skulpturen stehen aber 
schon lange nicht mehr am 
Rochusplatz. Die Konzeption 
eines „freien“ Platzes wurde 
jedoch nicht aufgegeben. 

Der heutige Baumbestand 
an den Rändern des Platzes er-
weckt ebenso wie die Sitzgar-
nitur im Inneren des Platzes 
einen beklagenswerten Ein-
druck. Da in den letzten Jah-
ren zusätzlich noch Teile der 
Bausubstanz rund um und in 
der Nähe des Rochusplatzes 
zusehends verfiel, lässt die 
jetzige Gestaltung des Platzes 
und des gesamten Arreals 
Wünsche offen. Deshalb ist 
die Diskussion um eine er-
neute Neugestaltung des Plat-
zes richtig und notwendig. 

Von den drei Varianten 
würde die zweite Variante 
den Platz vollkommen zer-

stören und ist deshalb für ei-
ne sinnvolle Neugestaltung 
vollkommen ungeeignet. Die 
Versetzung des Kreuzes an 
den Rand wäre darüber hi-
naus noch zusätzlich eine 
deutliche Verschlechterung 
der Situation. Die erste Vari-
ante würde den Platz in sei-
ner jetzigen Funktion kaum 
verändern und damit den Zu-
stand ebenso kaum verbes-
sern, da der Innenraum auch 
weiterhin isoliert bleiben 
würde. Die dritte – zwar kos-
tenintensivste – Variante 
schafft jedoch zusätzlich 
Raum für die Neugestaltung. 
Sie schafft auch Raum für die 
Neubepflanzung, zum Bei-
spiel mit einem prägenden 
Solitärbaum, der jedoch Jah-
re zum Wachstum benötigt. 

Unabhängig ob man einen 
Solitärbaum zur Platzbegrü-
nung aussucht oder nicht, ist 
die Forderung nach einer Be-
grünung wichtig. Die histori-
sche Aufnahme zeigt jeden-
falls, dass die Bepflanzung 
des Platzes wichtig ist. Wer 
den Wert des gestalterischen 
Elements eines Solitärbau-
mes studieren möchte, kann 
zahlreiche Beispiele, insbe-
sondere aus der Gartenarchi-
tektur Japans, finden. Inso-
fern wäre es wünschenswert, 
wenn man auch diese Ergän-
zung der Variante drei disku-
tiert würde. Eine reine funk-
tionsorientierte „Freif läche“ 
kann auf jeden Fall nicht prä-
gend sein und würde auch die 
heutige Situation kaum ver-
bessern. 

 
Dr. Ralf-Rainer Piesold 
Hanau

Diese historische Aufnahme zeigt den Rochusplatz in den 50er Jahren. Damals stand noch ein Baum in der Mitte. � Repro: Privat

Wieso verhindert niemand 
den Auftritt Erdogans? 

gedeckt ist. Derartige Wahl-
kundgebungen gefährden 
aber die Sicherheit der Repu-
blik durch Reden gegen die 
Kurden, Anhänger der türki-
schen Opposition und so wei-
ter. Dies allein wäre noch ein 
Grund für ein Verbot der Ver-
anstaltung. Aber auch die 
Teilnahme von türkischen 
Regierungsvertretern als 
Redner kann untersagt wer-
den. Da hilft auch nicht der 
gern geübte Trick als Privat-
mann aufzutreten, denn eine 
derartige Praxis hat der Euro-
päische Gerichtshof bereits 
mit einem Urteil vom 16. De-
zember 2012 untersagt. 

Doch was haben wir von 
unserer eigenen Regierung 
zu erwarten? Höchstwahr-
scheinlich nichts! Die Hofie-
rung der Mitbürger ohne 
deutsche Staatsbürgerschaft 
durch Regierung und Berli-
ner Parteien lässt erwarten, 
dass auch so eine Veranstal-
tung in das Konzept der Be-
günstigung Nichtdeutscher 
eingereiht werden wird. Wie 
sich das ausdrückt, konnte 
man vom Landesparteitag 
der CDU in Stralsund vom 
vergangenen Wochenende 
hören. „Das Volk ist jeder, der 
in diesem Land lebt. Das las-
sen wir uns nicht nehmen“, 
tönte die Kanzlerin. 

Bei dieser Sichtweise lädt 
man Demagogen wie Erdo-
gan geradezu ein, sich hier-
zulande staatsgefährdend zu 
tummeln und “Landsleute“ 
für eigene Zwecke zu instru-
mentalisieren. Hat die Kanz-
lerin jemals das GG, auf das 
sie geschworen hat, gelesen? 
Vielleicht gelesen, aber be-
wusst nicht verstanden! In 
der Präambel des GG wird 
vom „Deutschen Volk“ ge-

sprochen, das sich dieses GG 
gegeben hat und in Artikel 
116 Abs. 1 wird definiert, wer 
Deutscher ist. Danach gehört 
niemand zum deutschen 
Volk, der nicht unsere Staats-
angehörigkeit besitzt. 

Bei mir verfestigt sich des-
halb immer mehr der Ein-
druck, dass die Spitzen aller 
im Bundestag vertretenen 
Parteien letzten Endes die Ab-
schaffung unseres Volkes ak-
tiv betreiben! Viele Maßnah-
men der letzten Jahre ver-
nachlässigen in gröbster Wei-
se die Interessen des ange-
stammten Bevölkerung. So 
fügt sich auch die Forderung 
der Ausländerbeauftragten 
der Bundesregierung Aydan 
Özugus von der SPD, das 
Wahlrecht für Nichtdeutsche 
und nicht Angehörige der EU 
einzuführen, bestens in das 
Gesamtbild zur Marginalisie-
rung der angestammten Be-
völkerung ein. 

 Auf einen derartigen Vor-
schlag kann man nur noch 
empört reagieren und die un-
verzügliche Entlassung die-
ser Frau fordern. Der Vor-
schlag verstößt klar gegen die 
Artikel 20, 28 und 38 des 
Grundgesetzes. 

Doch machen wir uns 
nichts vor. Die Berliner Regie-
rung und die sogenannte Op-
position werden wie immer 
nur die Klappe weit aufrei-
ßen, um die Bevölkerung ab-
zulenken. Ansonsten betrei-
ben sie den Untergang unse-
res Landes beharrlich weiter. 
Es sei denn, wir werden 
rechtzeitig wach und erteilen 
am 24. September die Quit-
tung.  
 
Alfred Herms 
Neuberg

Alfred Herms äußert sich zu einem 
möglichen Wahlkampfauftritt des 
türkischen Ministerpräsidenten Er-
dogan in Deutschland: 
 

Der Brandstifter mit Na-
men Erdogan steht vor der 
Tür, Staatspräsident eines 
fremden Landes. Die Zeichen 
deuten darauf hin, dass er 
sich die fehlenden Stimmen 
zu seiner endgültigen Macht-
ergreifung in der Türkei hier 
bei uns in Deutschland holen 
will. Und es ist in höchstem 
Maße zu befürchten, dass 
niemand ihn aufhalten wird, 
die Zwietracht zwischen den 
bei uns lebenden Bevölke-
rungsgruppen der Türken an-
zufachen. Dabei werden die 
innertürkischen Konflikte in 
allen Facetten in unser Land 
hinein getragen. Dies alles 
wird die Instabilität unseres 
Landes, schon jetzt erheblich 
beeinträchtigt, massiv beför-
dern und in Folge zu Ausei-
nandersetzungen führen, 
wie wir sie bisher nur in rela-
tiv geringem Ausmaß in 
deutschen Städten erlebten. 

Warum bezieht also die Re-
gierung in Berlin nicht eine 
ganz klare Position und gibt 
zu erkennen, dass sie eine 
mögliche Wahlkundgebung 
nicht nur mit Erdogan, son-
dern auch mit anderen türki-
schen Regierungsmitgliedern 
untersagen wird? Gründe da-
für gibt es genug. Das Grund-
gesetz (GG) erlaubt nur Deut-
schen die Versammlungsfrei-
heit, aber das wird immer 
wieder bei der Anmeldung 
durch Strohmänner umgan-
gen, zum Beispiel durch Dop-
pelstaatler. Das ändert aber 
nichts an der Tatsache, dass 
die Versammlung selbst 
nicht durch das Grundgesetz 

Diese drei Varianten zur Neugestaltung des Rochusplatzes werden diskutiert. � Foto: PM

6,50 Euro pro Quadratmeter sind für Neubauten unrealistisch 
Ulrich Mönch, Sachgebietsleiter 
Technik bei der Baugesellschaft 
Hanau, bezieht Stellung zu den 
Vorwürfen des Runden Tischs in 
Sachen bezahlbarer Wohn-
raum (HA vom 2. März) 

 
Es ist schon erstaunlich, 

wenn der sogenannte „Runde 
Tisch“ Kritik an allen Land-
ratskandidaten übt, aber 
selbst keine anderen Ideen 
hat, als Forderungen zu stel-
len und Tatsachen zu ignorie-
ren. 

Denjenigen, die mit Woh-
nungsbau oder der Finanzie-
rung von Baumaßnahmen zu 
tun haben, ist klar, dass ein 
Wohnungsbau nach heuti-
gen Vorschriften nicht zu 
Wohnungen führen kann, 
die für 6,50 Euro pro Qua-

dratmeter zu vermieten sind. 
Das ist schlicht unrealistisch, 
unsachlich und Stimmungs-
mache. Nicht zuletzt die Vor-
schriften für die technische 
Ausstattung und Wärme-
dämmung, sondern auch die 
Anforderungen und Erwar-
tungen der Mieter führen zu 
erheblichen Baukosten. 

Hinzu kommt, dass die Er-
wartung nahezu aller Men-
schen ist, in der eigenen 
Wohnung alt werden zu kön-
nen. Das wiederum bedingt, 
dass immer wieder bauliche 
Anpassungen vorgenommen 
werden, wie beispielsweise 
barrierearme Zugänge oder 
Duschen. Auch das sind Din-
ge, die natürlich erhebliche 
Kosten verursachen. 

Unsachlich und frech ist es, 

wenn der sogenannte „Runde 
Tisch“ von einem Versagen 
der Baugesellschaft spricht. 
Die Baugesellschaft hat am 
Ende des Tages mit den glei-
chen Baukosten und gesetzli-
chen Vorgaben zu kämpfen, 
wie alle anderen Investoren 
auch. Dass die Baugesell-
schaft einen öffentlichen 
Auftrag hat und den auch 
verantwortungsvoll erfüllt, 
wird mit einem Blick auf die 
Mieten deutlich. Bei über 
4000 Wohnungen im Bestand 
und Durchschnittsmieten 
von etwa 5,80 Euro pro Qua-
dratmeter kann man un-
schwer erkennen, dass die 
Baugesellschaft eben sehr 
wohl moderate Mieten er-
möglicht, und das für einen 
hohen Anteil der Bevölke-

rung in einer Stadt wie Ha-
nau: im Durchschnitt unter 
sechs Euro pro Quadratmeter 
und das, obwohl an der Fran-
zösischen Allee Mieten von 
zehn Euro verlangt werden. 

Das bedeutet, dass im Ge-
genzug an anderen Stellen 
eben deutlich günstigere 
Wohnungen von der Bauge-
sellschaft bereitgestellt und 
vermietet werden. Ein Bei-
spiel sind sicher die Wohnun-
gen am Hafenplatz, der Wes-
terburgstraße oder der Can-
thalstraße. Immerhin, wenn 
Mieter bereit und in der Lage 
sind, Eigenleistungen einzu-
bringen, kann man dort 
schon ab 3,50 Euro pro Qua-
dratmeter wohnen. 

Hinzu kommt, dass die 
Baugesellschaft für verschie-

dene Zielgruppen und ver-
schiedene soziale Projekte 
Wohnraum zur Verfügung 
stellt. Hier sind insbesondere 
Wohnungen für Menschen 
zu nennen, die nur sehr 
schwer einen Zugang zum 
Mietmarkt finden. Durch den 
großen Immobilienbestand 
und diese im Vergleich nied-
rigen Mieten wirkt die Bauge-
sellschaft zudem nachhaltig 
dämpfend auf den Mietspie-
gel ein.  

Noch weltfremder wird es, 
wenn der „Runde Tisch“, der 
keinerlei Fachkompetenz 
aufweist, negativ über Eigen-
tumswohnungen oder ande-
re Neubauwohnungen 
spricht, allein, weil die Mie-
ten jenseits der 6,50 Euro pro 
Quadratmeter liegen. Fakt 

ist, dass jede neue Wohnung, 
egal ob als Mietwohnung 
oder Eigentumswohnung, da-
zu beiträgt, dass sich die Si-
tuation am Wohnungsmarkt 
entspannt. Ein Bewohner ei-
ner neuen Wohnung, egal ob 
Eigentums- oder Mietwoh-
nung, hat in der Regel auch 
zuvor eine Wohnung belegt. 
Eine Wohnung, die nun frei 
wurde und die wiederum an-
deren Mietern zur Verfügung 
steht. Am Ende steht, so oder 
so, neuer Wohnraum auch 
für Mieter zur Verfügung.  

Im Ergebnis versucht der 
sogenannte „Runde Tisch“ 
nur Stimmung zu machen. 
Eine kreative und innovative 
Zusammenarbeit mit der 
Wohnungswirtschaft, also 
den Akteuren des Mietwoh-

nungsbaus in Hanau, hat es 
noch nie gegeben. Ebenso we-
nig wie vernünftige und be-
zahlbare Vorschläge. Unrea-
listische Forderungen aufzu-
stellen, ist einfach. In die Ver-
antwortung gehen und an Lö-
sungen mitarbeiten, das ist 
bis heute nicht Sache des 
„Runden Tisches“. 

Es wäre schön, wenn Äuße-
rungen des sogenannten 
„Runden Tisches“ seitens des 
HANAUER ANZEIGER nicht 
nur widerspruchlos und un-
reflektiert wiedergegeben 
würden. Ist es doch leider im-
mer wieder die gleiche unrea-
listische und falsche Stim-
mungsmache.  

 
Ulrich Mönch 
Baugesellschaft Hanau

AFe statt AFD 
SGB II, besser bekannt als 
Hartz IV, für die Stadt Hanau 
zu tragen hat oder nicht. 

Anders als Herr Dippel be-
hauptet, trägt der Bund nicht 
die gesamten Kosten von 
„Hartz IV“! Die Landkreise 
haben einen gesetzlich fest-
gesetzten Anteil an den Kos-
ten der Unterkunft zu tragen. 

Im Haushaltsplan des 
Main-Kinzig-Kreises kann je-
der nachlesen, dass darin ein 
Zuschussbedarf für diese 
vom Kommunalen Center für 
Arbeit, Geschäftsbereich I, 
durchgeführten Aufgaben in 
Höhe von deutlich über 
45 Millionen Euro im vergan-
genen und in diesem Jahr vor-
gesehen ist. Herr Dippel hätte 
weiterhin feststellen können, 
dass es hierzu für 2014 ein 
ausgewiesenes Rechnungser-
gebnis von knapp 41,4 Millio-
nen Euro gibt. Weiterhin hat-

te er als Kreistagsabgeordne-
ter am 9. Dezember vergange-
nen Jahres die Vorlage des 
Jahresabschlusses 2015 des 
Main-Kinzig-Kreises zu be-
schließen. Darin enthalten 
der Zuschussbedarf für die-
sen Bereich in Höhe von 
36,4 Millionen Euro, was der 
guten Arbeitsmarktlage zu 
verdanken ist. Hiervon ent-
fällt ein sehr hoher Anteil auf 
die Hilfeempfänger in der 
Stadt Hanau, von denen 
Thorsten Stolz gesprochen 
hat. Seine Aussagen sind so-
mit nachprüfbar richtig.  

Die Aussagen von Herrn 
Dippel, mit denen er Thors-
ten Stolz als entweder blöde 
oder als verlogen darstellen 
wollte, sind also die Unwahr-
heit.  

 
Adolf Linhart 
Hanau

Adolf Linhart aus Hanau erwidert 
den Leserbrief des AfD-Kreistags-
abgeordneten Klaus Dippel:  
 
Wer den Leserbrief des Herrn 
Dippel, Kreistagsabgeordne-
ter der AfD, liest, kann nur zu 
der Erkenntnis kommen, 
dass deren Parteiname richti-
gerweise „AFe“ heißen müss-
te, ausgeschrieben „Alterna-
tive Fakten erfinden“. 

Mit der vermeintlichen 
Souveränität des Kreistagsab-
geordneten behauptet er 
wahrheitswidrig, dass der so-
zialdemokratische Bewerber 
um das Amt des Landrats, das 
es am 5. März zu besetzen 
gilt, entweder keine Ahnung 
hat oder bewusst die Unwahr-
heit sagt. Inhaltlich geht es 
um die Frage, ob der Main-
Kinzig-Kreis anteilige Kosten 
für die Betreuung von Leis-
tungsempfängern nach dem 
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GLÜCKWÜNSCHE 

Hanau: Anna Hess (90). Wero-
nika Wolf (90).

LEUTE 

Weronika Wolf: Die Stein-
heimerin feiert heute ihren 
90. Geburtstag. Die im polni-
schen Lublin geborene Jubila-

rin f lüchte-
te im Jahr 
1943 aus 
dem ehema-
ligen Ost-
preußen 
nach Main-
tal-Dörnig-
heim. Über 
Hanau, wo 

sie lange Zeit wohnte, zog sie 
mit ihrem Ehemann 2011 
nach Steinheim. Aus ihrer 
Ehe mit ihrem Mann Helmut, 
den sie 1960 heiratete, gin-
gen zwei Töchter und ein 
Sohn hervor. Weronika Wolf 
kümmerte sich um den Haus-
halt und die Erziehung der 
drei Kinder. Ein Hobby der Ju-
bilarin war die Gartenarbeit, 
insbesondere kümmerte sie 
sich um das Gemüse. Ihr Lieb-
lingsgericht sind Schweins-
haxen und grüne Bohnen. 
Zum Jubeltag, der im Freun-
deskreis gefeiert wurde, 
gratulieren die drei Kinder, 
fünf Enkel und auch ein Ur-
enkel. � hdl

VERANSTALTUNGEN

Leinweber folgt 
auf Kappe 

Neuer Geschäftsführer bei Verdi 
HANAU/FULDA � Die Verdi-Be-
zirke Osthessen und Hanau 
haben einen neuen Ge-
schäftsführer. Er heißt Bert-
hold Leinweber und folgt auf 
Angelika Kappe, die in die 
Landesbezirksleitung nach 
Frankfurt gewechselt ist, teilt 
Verdi mit. 

Der 56-jährige Leinweber 
ist in Fulda 
geboren und 
hat dort auch 
sein bisheri-
ges berufli-
ches Leben 
verbracht. 
Seine Ausbil-
dung als In-
dustriekauf-
mann mach-
te er beim 
Stromversorger Überland-
werk Fulda. Dort war er die 
folgenden 33 Jahre in wech-
selnden Positionen beschäf-
tigt: als Sachbearbeiter, Regis-
trator, Gruppenleiter. Neben 
dem Beruf ließ sich Leinwe-
ber zum Betriebswirt ausbil-
den.  

Von 2006 bis 2010 war Bert-
hold Leinweber freigestellter 
Betriebsratsvorsitzender, 
heißt es weiter in der Mittei-
lung. Dann wechselte er zu 
Verdi und betreute dort als 
Gewerkschaftssekretär die 
Firmen der Ver- und Entsor-
gung in den Bezirken Osthes-
sen und Hanau sowie die Fir-
men der privaten Abfallwirt-
schaft in Hessen. 2013 wurde 
Leinweber stellvertretender 
Bezirksgeschäftsführer im 
Verdi-Bezirk Hanau. Seit 

2015 war er auch stellvertre-
tender Bezirksgeschäftsfüh-
rer in Fulda. Seit Anfang des 
Jahres nun leitet er beide Be-
zirke. 

In der Organisationsgliede-
rung von Verdi sind die Bezir-
ke die regionalen Einheiten. 
Zum Bezirk Hanau gehört ne-
ben der Stadt Hanau noch der 
Main-Kinzig-Kreis, und zum 
Bezirk Osthessen gehören die 
Landkreise Fulda, Vogelsberg 
und Hersfeld-Rotenburg. 
Dort werden die Mitglieder 
direkt in den Betrieben be-
treut. In den beiden Bezirken 
Hanau und Osthessen sind 
mehr als 20 000 Mitglieder 
organisiert. 

An Aufgaben in den Bezir-
ken stehen für Leinweber an 
erster Stelle die Durchset-
zung des Tarifvertrags bei 
Amazon und die Verbesse-
rung der Arbeitsbedingun-
gen im Gesundheitswesen 
und in der Altenpflege. Als 
wichtige Themen für die 
kommenden Jahre sieht der 
neue Geschäftsführer die Re-
duzierung von prekärer Be-
schäftigung, Stärkung der ge-
setzlichen Rente und damit 
einhergehend die Bekämp-
fung der Altersarmut. Der 
Leitgedanke seiner Arbeit: 
„Wer bei uns in Deutschland 
in Vollzeit arbeitet, muss von 
dem Lohn leben können und 
im Alter eine Rente haben, 
die ihm ein menschenwürdi-
ges Dasein nach vielen Ar-
beitsjahren ermöglicht“, 
heißt es abschließend in der 
Mitteilung von Verdi. � cd

Berthold  
Leinweber

„Keine Lösungen für 
bezahlbaren Wohnraum“ 

Runder Tisch kritisiert Positionen aller Landratskandidaten 
betuchten oder älteren Men-
schen nicht zuzumuten, aus 
ihrer angestammten Umge-
bung gerissen zu werden, 
nur, weil die Politik unfähig 
sei, dort für bezahlbaren 
Wohnraum zu sorgen, wo die 
Menschen ihn brauchten. Die 
Tatsache, dass kein einziger 

Kandidat den 
Bau von drin-
gend benötig-
ten Sozial-
wohnungen 
im Westkreis 
auch nur er-

wähnte, zeige, dass hier ein 
„abgehobener Wahlkampf 
fernab der Lebensrealität vie-
ler Menschen“ stattfinde.  

Was dabei herauskomme, 
wenn man privaten Investo-
ren den Wohnungsbau über-
lasse, wie es der parteilose 
und der FDP-Kandidat forder-
ten, sei in Hanau 
zu besichtigen. 
„Wer Kapital in-
vestiert, will Ge-
winn machen“, 
so der Runde 
Tisch weiter. „Bei freier Fi-
nanzierung kommen Eigen-
tumswohnungen heraus, für 
die 3000 Euro pro Quadrat-
meter hinzublättern sind, 
oder aber Mieten von mindes-
tens 8,50 Euro kalt. Das ist zu 
teuer für eine Stadt, in der ein 
Drittel der Haushalte An-
spruch auf eine Sozialwoh-
nung hat. Auch die Baugesell-
schaft Hanau versagt mit ih-
ren Neubauten in dieser Hin-
sicht.“ Der SPD-Kandidat für 
das Amt des Landrats habe 

auch keine bessere Idee, als 
Menschen auf leerstehende 
Immobilien in ländlichen Ge-
genden zu verweisen und ru-
fe ansonsten nach „Bund, 
Land und privaten Investo-
ren“, heißt es in der Mittei-
lung. Ein Nachweis, dass das 
„Förderprogramm Ländli-
cher Raum“ im Kreis Offen-
bach funktionieren würde 
gibt es laut Mietaktivisten je-
denfalls nicht. „Das ist wirk-
lich erbärmlich. Wenn Politi-
ker die Sorgen der Menschen 
weder verstehen noch ernst 
nehmen, darf man sich über 
geringe Wahlbeteiligungen 
nicht wundern“, so der Run-
de Tisch weiter. An der Stich-
wahl im Jahr 2011 hatten in 
Hanau gerade einmal 13 Pro-
zent der Wahlberechtigten 
teilgenommen. Der Runde 
Tisch für menschenwürdiges 

und bezahlbares 
Wohnen fordert 
die öffentlichen 
Wohnungsbau-
gesellschaften 
laut Mitteilung 

auf, so viele geförderte Woh-
nungen zu bauen, dass es kei-
ne Wartelisten mehr geben 
müsse. 

Der Mietpreis dürfe 
6,50 Euro kalt pro Quadrat-
meter nicht überschreiten. 
Den beauftragten öffentli-
chen Wohnungsbaugesell-
schaften müssen die Grund-
stücke zu günstigsten Kondi-
tionen im Erbbaurecht zur 
Verfügung gestellt werden, 
um bezahlbare Mieten reali-
sieren zu können. � cd

REGION HANAU � Auf eines der 
drängendsten Probleme der 
Gegenwart, den fehlenden 
bezahlbaren Wohnraum, 
hätten die Kandidaten für 
den Landrats-Posten im Main-
Kinzig-Kreis keine Lösungs-
ansätze, meint der Runde 
Tisch für menschenwürdiges 
und bezahlba-
res Wohnen 
in einer Mit-
teilung.  

So schlage 
der Kandidat 
der Grünen 
ein „Leerstandsmanage-
ment“ vor, ohne konkret zu 
erklären, was er damit mei-
ne. Die Kandidaten von CDU 
und AfD wollten wahlweise 
junge Familien oder ältere 
Menschen in den östlichen 
Kreis verfrachten – ungeach-
tet der Frage, ob deren Be-
dürfnisse in den dortigen 
kleinen Gemeinden erfüllt 
werden könnten.  

„Menschen sind keine Ma-
növriermasse, die jeweils 
dort hingeschoben werden 
können, wo es Politikern und 
Unternehmen in den Kram 
passt. Wenn Arbeitsplätze, 
Schulen, Fachärzte und Kran-
kenhäuser in den größeren 
Städten konzentriert sind, 
zieht es die Menschen auch 
dorthin“, schreiben die Miet-
aktivisten. Hier propagierten 
diese Politiker das genaue Ge-
genteil von dem, was sie in 
anderen Sonntagsreden als 
„Attraktivität der Stadt“ an-
priesen. 

Zudem sei es weniger gut 

„Geförderte 
Wohnungen 

fehlen“

Der Storch lässt sich wieder blicken. Auch bei den Thüringischen Waldziegen ist der Nachwuchs los.Die Gänse dürfen wieder raus.

Bei den Ziegen brummt's 
Nachwuchs im Klein-Auheimer Wildpark „Alte Fasanerie“: Gänse legen los, Wildschweine lassen auf sich warten – Ärger bei den Wölfen 

Von Holger Hackendahl 
 
KLEIN-AUHEIM � Babyboom bei 
den Ziegen im Wildpark „Alte 
Fasanerie“ Klein-Auheim. Bei 
den Hausziegen hat sich Nach-
wuchs im Überfluss eingestellt. 
Sage und schreibe 14 Zicklein 
haben in der vergangenen Wo-
che das Licht der (Tier-)Welt er-
blickt. In bester Jungziegenma-
nier machen die Kleinen, die 
als Zwillinge und Drillinge ge-
boren wurden, Bocksprünge 
und tollen umher. 
 

Und kommen Hungerge-
fühle auf, eilen sie zu ihrer 
Mutter und bedienen sich an 
ihrer „Milchtheke“. Und 
auch die Thüringer Waldzie-
gen wollten in puncto Nach-
wuchs nicht hinten anste-
hen. Vier Ziegenlämmer wur-
den geboren. Sie beäugten 
Tierpflegemeisterin Hanni 
Patek und einige Helfer, die 
mit ihrem „mobilen Nagel-
studio“ zur Hufpflege bei Ma-
ma und Papa vorbeischaute. 

Während die Ziegen mit 
Nachwuchs reichlich geseg-
net sind, ist in den Wild-
schweingattern bisher noch 
kein einziger Frischling zu se-
hen, hat Tierpfleger Achim 
Denich festgestellt. Anders 
geht's bei Huhn & Co. zu. Un-
ter dem Motto „Freiheit für 
die Hühnervögel“ dürfen seit 
Kurzem wieder die wegen Ge-
f lügelgrippe-Ansteckungsge-
fahr zwei Monate lang einge-
stallten Enten, Gänse, Fasane 
und Hühner ihre Freiheit in 
den Volièren und Gehegen ge-
nießen. Für das Federvieh 
wurde die behördlich verord-
nete Stallpflicht aufgehoben 
(wir berichteten), und so 
kann das Brutgeschäft mit 
dem herannahenden Früh-
jahr pünktlich beginnen. 

Der junge Eselhengst Elvis, 
der im Vorjahr zur Welt ge-

kommen war, wird nun an 
seinen neuem Besitzer über-
geben – ein Schicksal, das we-
gen der Rivalität zum Papa al-
len jungen Eselhengsten 
droht. Elvis' Abschied wird 
auch langsam Zeit, da Esel-

mama Anni mit neuem Nach-
wuchs schon in den Startlö-
chern steht. „Wir hoffen dies-
mal sehnlichst auf ein Esel-
mädchen“, sagt Wildparkbio-
login Dr. Marion Ebel. 

„Obwohl unseren Wölfin-

nen einen Hormonchip im-
plantiert wurde, können 
Wildpark-Besucher in den 
nächsten Wochen die Paa-
rungszeit (Ranz) der Wölfe er-
leben. Nachwuchs wird es 
aber keinen geben“, blickt 

Ebel voraus. Da die Tage aber 
länger und somit heller wer-
den, steigt bei den Wölfen 
langsam aber sicher der Hor-
monpegel. 

„Deshalb gibt es im Rudel 
viele Rangauseinanderset-

zungen. Bei den europäi-
schen Wölfen ist zur Zeit Tris-
tan der Gelackmeierte. Er 
wurde in der Hierarchie 
durchgereicht und befindet 
sich aktuell ganz unten in der 
Rangordnung“, weiß die 

Wolfsexpertin. „Leider ist der 
Druck an manchen Tagen so 
groß, dass er es vorzieht, sei-
ne Zeit lieber außerhalb des 
Rudels zwischen Elektrozaun 
und Gehegezaun zu verbrin-
gen. Wir hoffen, dass nach 
dem Absinken des Hormon-
spiegels wieder Ruhe ein-
kehrt und sich die Wogen 
glätten.“ 

Die wilde Reiherkolonie 
aus dem Rotwildgehege hat 
einen zweiten Standort am 
Storchengehege erschlossen. 
Nachdem es dort scheinbar 
zu eng wurde, sind einige 
Paare in einen Baum nahe des 
Storchengeheges ausgewi-
chen. Ihre lauten Rufe sind 
vor allem vor dem Abflug zu 
vernehmen. Die Vögel brüten 
gerne in hohen Bäumen, bau-
en in der Baumkrone große 
Horste, die sie viele Jahre ver-
wenden. „Beide Eltern be-
treuen die Jungen. Außer-
halb des Horstes wird nicht 
gefüttert“, hat Ebel festge-
stellt. „Frisch eingetroffen ist 
unser Storchenpaar vom letz-
ten Jahr. Es hat mittlerweile 
den Horst bezogen.“

Insgesamt 14 Zicklein sind in der vergangenen Woche im Klein-Auheimer Wildpark „Alte Fasanerie“ zur Welt gekommen. � Fotos: Hackendahl

VERANSTALTUNGEN

Elternsprechtag 
in Lindenauschule 
GROSSAUHEIM � Der Eltern-
sprechtag der Lindenauschu-
le, Rue de Conflans 4, findet 
am Freitag, 3. März, statt. 
Von 15 bis 18 Uhr stehen die 
Lehrkräfte nach einem ge-
staffelten Zeitplan zur Verfü-
gung. Für das leibliche Wohl 
in den Gesprächspausen ist 
gesorgt. � des

Navis 
aus zwei BMW 

gestohlen 
KLEIN-AUHEIM � Unbekannte 
haben in der Nacht zum 
Dienstag die Scheiben zweier 
Autos eingeschlagen und an-
schließend die Navigations-
geräte gestohlen. Die beiden 
BMW waren an der Straße An 
der Wasserbase geparkt. Am 
Morgen bemerkten die Besit-
zer des schwarzen X5 sowie 
des grauen 3er den Diebstahl 
der mehrere tausend Euro 
teuren Navis. Sachdienliche 
Hinweise erbittet die Krimi-
nalpolizei unter der Telefon-
nummer 0 61 81/10 01 23. 
� kwo

Sammelimpfung 
für Kleintiere 

beim PSSV Hanau 
GROSSAUHEIM � Der Polizei- 
und Schutzhunde Sportver-
ein 1924 Hanau (PSSV) bietet 
am Samstag, 4. März, von 14 
bis 17 Uhr eine Sammelimp-
fung für Hunde, Katzen und 
andere Kleintiere an. Die 
Impfung findet auf dem Ver-
einsgelände, Heideäcker 4, 
statt. Eine Voranmeldung ist 
bei Rudolf Conrad unter Tele-
fon 01 78/6 14 01 33 oder per 
E-Mail an conrad66@web.de 
erforderlich. � ron


